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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  1 7  

vom 14. Dezember 1920 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, sowie die Bundesminister Dr. G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. 

G r i m m, H a u e i s, Dr. R e s c h und Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Bundesministerium für Verkehrswesen: Sektionschef Ing. F i s c h e r; 

ferner zu Punkt 2: vom Bundesministerium für Verkehrswesen: Generaldirektor für das 

Postwesen Sektionschef H o h e i s e l und Sektionsrat Dr. A i g n e r; 

vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu Punkt 3: vom Bundesministerium für Volksernährung: Ministerialrat Dr. B u r e s c h und 

Sektionsrat Dr. R i z z i. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 20.30 – 23.00 

 

Reinschrift (8 Seiten), Konzept, keine Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Glückwunsch an den vormaligen Staatskanzler Dr. Renner anläßlich des 50. 

Geburtstages. 

2. Bevorschussung der Nachträge auf die Besoldungsreform für die nicht unter die 

Postbesoldungsordnung fallenden Postangestellten. 

3. Frage der Brotpreiserhöhung. 

4. Auseinandersetzung mit Ungarn über gemeinsame Vermögensobjekte. 

5. Einstellung der kurzfristigen Werbungen. 

6. Gesetzentwurf über Vorauszahlungen an Staats-(Bundes-)Angestellte des Ruhestandes 
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und Witwen und Waisen von Staats-(Bundes-)Angestellten auf die künftige Regelung der 

Pensionen (Provisionen) und der Teuerungsmaßnahmen für diese Personen. 

7. Übertragung des Rechtes der Ernennung von Bundesangestellten bestimmter 

Kategorien an die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung und den Präsidenten des 

Rechnungshofes. 

8. Verzeichnis der in der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober 1920 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen; Vorlage an 

den Nationalrat. 

9. Gebühren des Militärattachés bei der österreichischen Gesandtschaft in Budapest. 

10. Gesetzesbeschluß des n. ö. Landtages, betreffend Überbeschaugebühr von Fleisch in 

St. Pölten. 

11. Gesetzentwurf über die Gewerbeinspektion. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2, [Bundesministerium für Verkehrswesen], ohne Zahl, Bevorschussung der 

Nachträge auf die Besoldungsreform der nicht unter die Postbesoldungsordnung fallenden 

Postangestellten für die Zeit vom 1. Jänner 1920 bis 30. September 1920 (1 Seite); 

Forderungen der pragmatischen Postangestellten (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 5, [Bundesministerium für Heereswesen], ohne Zahl, Information zur 

Einstellung der kurzfristigen Werbung (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6, Bundesministerium für Finanzen Zl. 104.652, Ministerratsvortrag (1 

Seite): Vorauszahlungen an Staats-(Bundes-)angestellte des Ruhestandes und Witwen und 

Waisen von Staats-(Bundes-)angestellten auf die künftige Regelung der Pensionen 

(Provisionen) und der Teuerungsmaßnahmen für diese Person; Bundesgesetz (4 ½ Seiten); 

Begründung (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7, Bundeskanzleramt Zl. 2.321, Ministerratsvortrag (1/2 Seite): Übertragung 

des Rechtes der Ernennung von Bundesangestellten bestimmter Kategorien an die 

zuständigen Mitglieder der Bundesregierung und den Präsidenten des Rechnungshofs 

Schreiben an den Herrn Bundespräsidenten vom 13. Dezember 1920 (3 Seiten); 

Entschließung des Bundespräsidenten womit das Recht der Ernennung von 

Bundesangestellten bestimmter Kategorien an die zuständigen Mitglieder der 

Bundesregierung und den Präsidenten des Rechnungshofs übertragen wird (1 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 8, [Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten], 

ohne Zahl, Verzeichnis der erlassenen Vollzugsanweisungen im Bereiche des damaligen 
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Staatsamtes (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 7.151, Ministerratsvortrag (2 

Seiten): Bewilligung eines Installationsbeitrages und einer fortlaufenden Zulage für die 

Militär-Attachée bei der österreichischen Gesandtschaft in Budapest 

Beilage zu Punkt 10, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 75.696, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages 

vom 4. November 1929, betreffend Überschaugebühr von Fleisch in St. Pölten 

Beilage zu Punkt 11, [Bundesministerium für Finanzen], ohne Zahl, Bundesgesetz über die 

Gewerbeinspektion (8 ½ Seiten); Erläuternde Bemerkungen (5 Seiten) 

Weiters liegt bei: 

[Bundesministerium für Heereswesen], ohne Zahl, Verordnung der Bundesregierung über die 

Ablieferung von Kriegswaffen und Munition (2 ½ Seiten) 

[Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Information zur Frage des Zuckervertrags mit der 

Tschechoslowakei (1 Seite) 

 

1. 

Glückwunsch an den vormaligen Staatskanzler Dr. Renner anläßlich des 50. Geburtstages. 

Der V o r s i t z e n d e gibt bekannt, daß heute der vormalige Staatskanzler Dr. R e n n e r den 

50. Geburtstag begehe. Redner gedenkt der großen Dienste, welche Dr. Renner als erster 

Kanzler der Republik Österreich und Führer der österreichischen Delegation für die 

Verhandlungen in St. Germain dem jungen Staatswesen in den Zeiten der schwersten Not 

geleistet habe, und stellt den Antrag, Dr. Renner die Glückwünsche des Ministerrates zum 

Ausdrucke zu bringen. 

Der Ministerrat pflichtet den Ausführungen des Vorsitzenden bei und beschließt die 

Absendung eines Glückwunschschreibens an Dr. Renner. 

 

2. 

Bevorschussung der Nachträge auf die Besoldungsreform für die nicht unter die 

Postbesoldungsordnung fallenden Postangestellten. 

Generalpostdirektor H o h e i s e l berichtet, daß die gelegentlich der Einführung der 

Besoldungsordnung für die Postbediensteten unter den Bestimmungen der Dienstpragmatik 

verbliebenen Postangestellten unter Berufung auf die ihnen von der Regierung wiederholt 

zugesicherte Gleichstellung mit den entpragmatisierten Angestellten, mit der Forderung 

aufgetreten seien, bis zum 18. Dezember l. J. einen Ausgleich für jene Nachzahlungsbeträge 
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zu erhalten, die den entpragmatisierten Angestellten anläßlich der Überführung in die neue 

Besoldungsordnung schon jetzt zukommen. 

Angesichts der bei der Postanstalt durch die Zweiteilung der Angestellten in eine 

pragmatische und eine entpragmatisierte Gruppe hervorgerufenen besonderen Verhältnisse 

habe sich das Bundesministerium für Verkehrswesen der gestellten Forderung nicht entziehen 

zu können geglaubt und sei durch eine vergleichsweise Durchrechnung der beiden Gruppen 

für die nicht unter die neue Besoldungsordnung fallenden Postangestellten zu folgenden 

Vorschußbeträgen auf Rechnung der Nachzahlungen gelegentlich ihrer künftigen 

Überführung in die allgemeine Besoldungsordnung gelangt: 

 

Z e i t v o r r ü c k u n g s g r u p p e 

E 

der 

individuellen 

Bemessung 

vorbehalten. 

 

 

 

 

Für Postmeister (Oberpostmeister) wären die gleichen Beträge wie für die Beamten der 

Zeitvorrückungsgruppe C, jedoch mit der Einschränkung vorzusehen, daß jene der VII. 

Rangsklasse eine mindestens 25 jährige, jene der VIII. eine mindestens 15½ jährige, jene der 

IX. eine mindestens 9½ jährige und jene der X. eine mindestens 4½ jährige durchrechenbare 

Dienstzeit aufweisen, andernfalls eine individuell bemessene Bevorschussung einzutreten 

hätte. 

Auf Postoffizianten und Substituten mit Anspruch auf dauernde Anstellung entfielen je 

1000 Kronen, auf Staatsbeamte ohne Rangsklasse 4000 Kronen. 

Postunterbeamte bekämen bei einer durchrechenbaren Dienstzeit 

bis einschließlich 7  Jahre 1000 K 

„ „ 11  „ 1500 „ 

„ „ 19 „ 2000 „ 

                                             und von 20 und mehr Jahren 2500 Kronen; 

Postamtsdiener bei einer durchrechenbaren Dienstzeit 

Rangsklasse A C D 

V. 8500 K — — 

VI. 8000 „ 6000 K — 

VII. 6500 „ 9000 „ — 

VIII. 5500 „ 6000 „ 6000 K 

IX. 5000 „ 2500 „ 3000 „ 

X. 2000 „ 2000 „ 2000 „ 

XI. — 1800 „ 1000 „ 
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bis einschließlich 3  Jahre 1000 K 

„ „ 7  „ 1500 „ 

„ „ 11 „ 2000 „ 

ständige Postaushilfsdiener 500 „ 

Die ausgewiesenen Bevorschussungsbeträge sollen für die Bezugsklasse I gelten. Für die 

übrigen Bezugsklassen wären sie in der Weise zu errechnen, daß eine Hälfte dieser Beträge 

zur Gänze, die zweite in dem für die betreffende Bezugsklasse geltenden Perzentualausmaße 

in Rechnung gestellt wird. 

Die Vorschüsse bleiben hinter den Nachzahlungsbeträgen für die jetzt entpragmatisierten 

Angestellten wesentlich zurück und seien so gehalten, daß sich bei ihrer endgültigen 

Abrechnung keine Rückzahlungen ergeben werden. Das finanzielle Erfordernis stelle sich 

zwischen 36 und 40 Millionen Kronen. 

Weiters verlangen die pragmatischen Postangestellten die sofortige Inangriffnahme der 

Durchrechnung für die Zeit vom 1. Jänner bis zum 30. September 1920 und die Auszahlung 

der endgültigen Nachtragsbeträge für diese Zeit unter Abrechnung der 

Bevorschussungsbeträge bis Mitte Jänner 1921, sowie schließlich die Anwendung der 

Postbesoldungsordnung auf die in der Zeit vom 1. Jänner bis 30. September 1920 in den 

dauernden Ruhestand versetzten pragmatischen Postangestellten und Bevorschussung nach 

Tunlichkeit unter Berücksichtigung der in der Aktivität verbrachten Dauer dieses 

Zeitabschnittes. 

Redner bitte, der Ministerrat möge die Gewährung der Bevorschussungsbeträge unter den 

dargelegten Modalitäten beschließen. 

B.-M. Dr. G r i m m erklärt seine Zustimmung von der Gewißheit abhängig machen zu 

müssen, daß aus der Bewilligung derartiger Vorauszahlungen nicht auch andere Gruppen für 

sich Beispielsfolgerungen ableiten. 

Generalpostdirektor H o h e i s e l erwidert, der Postbeamtenverein habe sich in dieser 

Hinsicht mit dem Zentralverbande der österreichischen Staatsbeamtenvereine ins 

Einvernehmen gesetzt und von diesem die Versicherung erhalten, daß die übrigen 

pragmatischen Staatsbediensteten derartige Vorauszahlungen nicht in Anspruch nehmen 

werden. Am nächstliegenden wäre eine Rückwirkung auf die Angestellten der Telegraphen-, 

Telephon- und Rohrpostverwaltung; doch stehe dort die Einführung der Besoldungsordnung 

ohnedies unmittelbar bevor und das Personal habe sich darum, obwohl es von dem 

beabsichtigten Schritte der pragmatischen Postbediensteten Kenntnis besaß, nicht deren 

Forderungen zu eigen gemacht, sondern andersgeartete Forderungen gestellt, die in der 
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Sitzung des Ministerrates vom 10. Dezember bereits ihre Erledigung fanden. 

Nachdem der V o r s i t z e n d e sowie Bundesminister Dr. R e s c h die Gewährung der 

Vorauszahlung an die pragmatischen Postangestellten befürwortet und Bundesminister Dr. 

G r i m m im Hinblicke auf die vorliegenden Zusagen der Regierung und mit Rücksicht auf 

die vom Zentralverbande der Staatsbeamtenvereine gegebene Versicherung seine 

Zustimmung erklärt hatte, erhebt der Ministerrat die vom Generalpostdirektor H o h e i s e l 

vorgetragenen Anträge zum Beschluß. 

 

3. 

Frage der Brotpreiserhöhung. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r berichtet über das Ergebnis der Besprechung, die der 

Bundeskanzler und Redner im Sinne des vormittägigen Ministerratsbeschlusses in 

Angelegenheit der Frage des Brotpreises mit dem Bürgermeister von Wien hatten. Der 

Bürgermeister sei nach wie vor bei seinem ablehnenden Standpunkte verblieben und habe 

seine Ansicht dahin geäußert, daß eine Verteuerung des Brotes im jetzigen Zeitpunkte 

sofortige Unruhen in der Bevölkerung auslösen würde. Auch für späterhin setze eine 

Brotpreiserhöhung immer voraus, daß dabei die bemittelten Bevölkerungsschichten 

verhältnismäßig stärker herangezogen werden, als die unbemittelten. Bei dieser Sachlage 

erbitte der sprechende Minister die Entscheidung der Bundesregierung, in welcher Weise die 

Refundierung der von den Unternehmern der Gehilfenschaft zugestandenen Lohnerhöhungen 

erfolgen solle. 

B.-M. Dr. G r i m m verweist darauf, daß die Übernahme der Lohnaufbesserungen, die 

eigentlich von den Unternehmern getragen werden müßten, auf den Staat in die Verwaltung 

ein ganz neues Problem einführe und für die Angestellten aller übrigen Lebensmittelgewerbe 

die Handhabe bieten würde, gleichfalls Lohnforderungen auf Kosten des Staates zu stellen. 

Die Belastung des Staates aus der Übernahme der Lohnerhöhungen sei im Augenblicke noch 

gar nicht abzusehen und werde sich gewiß nicht auf das für Wien errechnete Erfordernis von 

fünf Millionen Kronen wöchentlich beschränken, da aller Voraussicht nach die Länder 

dieselbe Begünstigung wie Wien für sich in Anspruch nehmen werden. 

Der V o r s i t z e n d e anerkennt den Standpunkt des Vorredners als sachlich richtig. Die 

Brotfrage habe aber in der Geschichte zu allen Zeiten eine entscheidende Rolle gespielt, so 

daß ein starres Festhalten an diesem Standpunkte von unheilvollen Folgen begleitet sein 

könnte. 

Die beiden bürgerlichen Parteien, mit denen Redner nach dem Auftrage des Ministerrates 
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Rücksprache gepflogen habe, vertreten denn auch die Auffassung, daß der Staat wegen der 

Brotfrage nicht in Gefahr gebracht werden dürfe. Die Bundesregierung solle vielmehr die 

vorläufige Übernahme der Lohnerhöhungen auf den Staatsschatz in Erwägung ziehen, bis 

eine Besserung der Verhältnisse einen Ausgleich im Brotpreise gestatten werde. Für die 

teilweise Bedeckung des Mehraufwandes wäre durch die sofortige Einbringung einer 

Gesetzesvorlage im Nationalrate über die Wiedereinführung der Brotauflage sowie dadurch 

Sorge zu tragen, daß die bemittelten Schichten der Bevölkerung aufgefordert werden, sich im 

Wege der freiwilligen Selbsteinschätzung zur Bezahlung eines erhöhten Brotpreises bereit zu 

erklären. Außerdem wünschen die Parteien eine eingehende Aufklärung der Öffentlichkeit 

über die tatsächlichen Gestehungskosten des Brotes durch ein amtliches Communiqué, in dem 

insbesondere die Tatsache hervorzuheben wäre, daß bei Übernahme der erhöhten 

Gehilfenlöhne auf den Staat dieser nicht nur das Mehl vollkommen kostenlos beistellen, 

sondern bei jedem Laib auch noch eine Barauszahlung zu leisten haben werde. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r fügt bei, daß auch die Reparationskommission den Zeitpunkt 

für eine Erhöhung des Brotpreises als durchaus ungeeignet erachte und schon im Interesse der 

Erhaltung der Kreditfähigkeit Österreichs dringend widerrate, es jetzt auf eine derartige 

Belastungsprobe ankommen zu lassen. 

Nach der letzten Regierungserklärung in der Brotpreisfrage sollen die wirtschaftlich 

schwächeren Bevölkerungsschichten bis zum 1. März 1921 von einer Brotpreiserhöhung nicht 

getroffen werden. Darnach stünde also die Möglichkeit offen, zur Schonung der 

Staatsfinanzen eine Differenzierung des Brotpreises für die bemittelten Schichten 

vorzunehmen; die Einführung gestaffelter Brotpreise setze jedoch noch die Überwindung 

derartiger technischer Schwierigkeiten voraus, daß für den Augenblick zu einer solchen 

Maßregel nicht gegriffen werden könne. Redner müsse übrigens darauf aufmerksam machen, 

daß auch noch die Forderungen der Bäckereiunternehmer der Erledigung harren und aus 

diesen gleichfalls Rückwirkungen auf den Brotpreis zu gewärtigen seien. 

Ministerialrat Dr. B u r e s c h gibt sodann eine Darstellung über die im Laufe des heutigen 

Tages im Bundesministerium für Volksernährung mit den Brotfabriken und der 

Bäckergenossenschaft geführten Verhandlungen. Der Referent berichtet, daß deren 

Forderungen dahin abzielen, zum Brotpreis einen Regiezuschlag von 85,7 Prozent der von 

den Gehilfen begehrten Lohnerhöhung bewilligt zu erhalten Die Überprüfung der als 

Berechnungsgrundlage angebotenen Betriebsrechnung des Wiener Arbeiterkonsumvereines 

habe zwar ergeben, daß sich nach dem allgemeinen Durchschnitte die Sachregie tatsächlich 

auf etwa 85 Prozent der Lohnsumme stelle, daß aber im Laufe der Zeit vom 1. Oktober 1919 
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bis Ende September 1920 die Selbstkosten der Erzeuger bis auf eine geringe Anzahl von 

Wochen stets in dem festgesetzten Brotpreise die Bedeckung gefunden haben und in einigen 

Wochen sogar unter dem Brotpreise geblieben seien. Redner habe sich daher gegenüber den 

Forderungen der Unternehmer ablehnend verhalten und schließlich den 

Vermittlungsvorschlag gemacht, die erhöhten Regiezuschläge erst in jenem späteren 

Zeitpunkt in Kraft treten zu lassen, bis die Regiekosten tatsächlich eine Steigerung im 

Verhältnisse der begehrten Zuschläge erfahren haben. Dieser Vermittlungsvorschlag sei 

jedoch von den Unternehmern abgelehnt worden, sodaß die Verhandlungen als vorläufig 

ergebnislos abgebrochen werden mußten. Das Bundesministerium für Volksernährung werde 

sich bemühen, bei Wiederaufnahme der Besprechungen mit den Unternehmern zum 

mindesten eine wesentliche Ermäßigung der geforderten Zuschläge zu erreichen. 

B.-M. Dr. G r i m m lehnt eine Verständigung mit den Bäckereiunternehmern auf der 

Grundlage, daß auch deren Mehrforderungen etwa dem Staate angelastet werden, entschieden 

ab. Im Falle der Unnachgiebigkeit der Bäcker sollte erwogen werden, je nach Wunsch der 

Verbraucher entweder das Brot oder aber Brotmehl um jenen verbilligten Preis, mit dem es 

gegenwärtig für das Brot angerechnet werde, zum Selbstverbacken abzugeben. 

Im weiteren Verlaufe der Beratung werden die für die Einrichtung der Brotauflage und der 

Selbstfassion der Verbraucher bestehenden verschiedenen Möglichkeiten einer eingehenden 

Erörterung unterzogen. 

Der Ministerrat gelangt sodann zu dem Beschlusse, die Aufwendungen für die erhöhten 

Löhne der Bäckergehilfenschaft vorläufig und vorübergehend bis zum 1. März 1921 auf den 

Staatsschatz zu übernehmen und zur teilweisen Bedeckung des dadurch bedingten 

Erfordernisses im Nationalrate sofort eine Gesetzesvorlage, betreffend die Wiedereinführung 

der Brotauflage, einzubringen. Weiters wird das Bundesministerium für Volksernährung 

eingeladen, Maßnahmen zur Herbeiführung einer freiwilligen Selbsteinschätzung der 

Bevölkerung für die Bezahlung eines erhöhten Brotpreises in Erwägung zu ziehen und 

Vorbereitungen dafür zu treffen, daß an Stelle der Ausgabe von Brot wunschweise die 

Verteilung von Mehl zum verbilligten Preise eingerichtet werden könne. Von diesen 

Maßnahmen ist die Öffentlichkeit durch ein von den Bundesministerien für Volksernährung 

und für Finanzen zu verfassendes amtliches Communiqué in Kenntnis zu setzen. 

Die Entscheidung über die Rückwirkungen der von den Unternehmern begehrten 

Zuschläge auf den Brotpreis werden[sic!] dem Abschlusse der vom Bundesministerium für 

Volksernährung fortzusetzenden Verhandlungen vorbehalten. 
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4. 

Auseinandersetzung mit Ungarn über gemeinsame Vermögensobjekte. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Ministerrat eine ihm zugekommene Note des 

ungarischen Gesandten Dr. G r a t z zur Kenntnis, worin die Ansprüche Ungarns auf einen 

Anteil an einer Reihe von Vermögensobjekten, welche gemeinsamen Besitz der 

österreichisch-ungarischen Monarchie bildeten oder zum Privat- oder sonstigen gebundenen 

Vermögen des ehemals österreichisch-ungarischen Herrscherhauses gehörten, sowie an den 

hofärarischen Gütern geltend gemacht werden und das Ersuchen mit baldige Regelung dieser 

Frage gestellt wird. 

Der Ministerrat nimmt den Inhalt der Note zur Kenntnis und überläßt die Bereinigung 

dieser Angelegenheit dem Bundesministerium für Äußeres. 

 

5. 

Einstellung der kurzfristigen Werbungen. 

B.-M. Dr. G l a n z führt aus, daß die regelmäßige Dienstpflicht für Unteroffiziere und 

Wehrmänner gemäß § 15 des Wehrgesetzes mindestens 12 Jahre dauere. In dem die 

Übergangsbestimmungen behandelnden § 45, Absatz 7 des Wehrgesetzes sei den Personen, 

welche sich bei der Bildung der Wehrmacht um die Aufnahme in dieselbe bewerben, insofern 

sie Berufsmilitärpersonen waren oder als sonstige Militärpersonen im Kriege gedient haben, 

die Begünstigung zuerkannt worden, daß ihnen ein durch Vollzugsanweisung zu 

bestimmender Teil der in der bewaffneten Macht der österreichisch-ungarischen Monarchie 

oder in der Republik Österreich vollstreckten Dienstzeit auf ihre vorerwähnte im § 15 des 

Wehrgesetzes festgesetzte Dienstverpflichtung eingerechnet werde. Die Festsetzung des 

Umfanges, in welchem diese Einrechnung im einzelnen Fall einzutreten hat, sei in der 

Vollzugsanweisung vom 9. Juni 1920, St.G.Bl. Nr. 249, erfolgt. Aus dieser gesetzlichen 

Bestimmung ergebe sich für Wehrmänner und Unteroffiziere, soweit sie 

Berufsmilitärpersonen waren oder soferne sie als sonstige Militärpersonen im Kriege gedient 

haben, demnach eine kürzere als die zwölfjährige Dienstverpflichtung. 

General Hallier als Präses des Unterausschusses für Stände des interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusses habe nun unterm 30. November l. J. dem 

Bundesministerium für Heereswesen bekanntgegeben, daß „Dienstverpflichtungen, die 

geringer sind als zwölf ununterbrochene Jahre von Unteroffizieren und Wehrmännern nur bis 

31. Dezember 1920 anzunehmen sind“. Es sei somit gefordert, daß 

Vordienstzeitanrechnungen, wie der § 45 des Wehrgesetzes vorsieht, Unteroffizieren und 
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Wehrmännern der vorgedachten Kategorie ab 1. Jänner 1921 nicht mehr zuerkannt werden 

dürfen. 

Es bestehe allerdings die Absicht, diese Forderung in der in Bearbeitung befindlichen 

Novelle zum Wehrgesetz zu berücksichtigen. Da es aber ausgeschlossen sei, daß die Novelle 

noch im Laufe des Monates Dezember parlamentarisch erledigt werden könne, ergebe sich die 

Notwendigkeit, die Frage vorläufig administrativ zu regeln. 

Die rechtliche Lage sei folgende: Wenn wir die Forderungen des Generals Hallier erfüllen, 

und das müssen wir tun, können wir jenen Aufnahmswerbern mit einer Vordienstzeit, deren 

Anmeldungen erst nach dem 1. Jänner 1921 erledigt werden, die Dienstzeitanrechnung nicht 

mehr zuerkennen. 

Es sei nun immerhin möglich, daß Leute sich auch in dem Reste des Monates Dezember 

anwerben lassen. Alle diese Anmeldungen müssen sachgemäß bei der 

Heeresverwaltungsstelle geprüft werden, ob die Bewerber den Aufnahmsbedingungen des 

Wehrgesetzes entsprechen. Diese Prüfung sei nun insoferne zeitraubend, als nach den 

gemachten Erfahrungen die Aufnahmswerber zumeist ausreichende Belege über ihre 

persönlichen Verhältnisse und ihr Vorleben, welche Belege eben das Zutreffen der 

Aufnahmsbedingungen bestätigen sollen, nicht immer beibringen und die 

Heeresverwaltungsstellen sonach gezwungen sind, die fehlenden Daten im 

Korrespondenzwege zu beschaffen. Hiezu komme noch, daß das Bundesministerium für 

Heereswesen, welches die erfolgten Ausnahmen im Sinne des § 13 des Wehrgesetzes zu 

bestätigen hat, eines gewissen Zeitraumes bedürfe, um die Anmeldungsakten zu überprüfen. 

Es könne somit mit Wahrscheinlichkeit gesagt werden, daß Anmeldungen, die in der 

zweiten Hälfte Dezember erfolgen, bis Ende Dezember dieses Jahres sachgemäß zur Gänze 

nicht erledigt werden können; andererseits können die Werbungen aus politischen Gründen 

nicht sofort eingestellt werden. Der sprechende Minister beabsichtige daher einen Erlaß an die 

Heeresverwaltungsstellen hinauszugeben, worin sie aufgefordert werden, jene Gesuche, die 

bereits eingelangt sind und spruchreif gemacht werden können, bis 27. Dezember d. J. dem 

Bundesministerium für Heereswesen vorzulegen. Gleichzeitig sollen die Leiter der 

Heeresverwaltungsstellen persönlich dafür verantwortlich gemacht werden, daß nur solche 

Gesuche vorgelegt werden, die bestätigungsreif sind. 

Der Ministerrat stimmt diesem Vorgange zu. 

 

6. 

Gesetzentwurf über Vorauszahlungen an Staats-(Bundes-)Angestellte des Ruhestandes und 
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Witwen und Waisen von Staats-(Bundes-)Angestellten auf die künftige Regelung der 

Pensionen (Provisionen) und der Teuerungsmaßnahmen für diese Personen. 

B.-M. Dr. G r i m m unterbreitet dem Ministerrate neuerlich den bereits in der Sitzung am 

7. Dezember d. J. behandelten Entwurf eines Bundesgesetzes über Vorauszahlungen an 

Staats-(Bundes-)Angestellte des Ruhestandes und Witwen und Waisen von Staats-(Bundes-

)Angestellten auf die künftige Regelung der Pensionen (Provisionen) und der 

Teuerungsmaßnahmen für diese Personen und teilt mit, daß dem in der vorerwähnten Sitzung 

geäußerten Wunsche nach Vornahme einer Abänderung in der Zusammensetzung der den 

Ruhestandsparteien zukommenden Bezüge hinsichtlich der Teuerungszulagen nicht Rechnung 

getragen werden konnte, weil die Bemessung dieser Bezüge ein derart einheitliches System 

darstelle, daß Verschiebungen innerhalb der einzelnen Posten nicht möglich erscheinen. 

Der Ministerrat pflichtet dieser Auffassung bei und erteilt dem sprechenden Minister die 

Ermächtigung zur Einbringung des Gesetzentwurfes im Nationalrate. 

 

7. 

Übertragung des Rechtes der Ernennung von Bundesangestellten bestimmter Kategorien an 

die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung und den Präsidenten des Rechnungshofes. 

Der V o r s i t z e n d e führt aus, daß nach Artikel 66, Absatz 1, des Bundes-

Verfassungsgesetzes der Bundespräsident das ihm zustehende Recht der Ernennung von 

Bundesangestellten bestimmter Kategorien den zuständigen Mitgliedern der Bundesregierung 

übertragen könne. Eine analoge Bestimmung sei im Artikel 125, Absatz 1, bezüglich des 

Präsidenten des Rechnungshofes enthalten. 

Die Bestimmung des Artikels 65, Absatz 2, lit. a des Bundes-Verfassungsgesetzes, wonach 

die Ernennung der Bundesangestellten dem Bundespräsidenten zusteht, in dieser allgemeinen 

Form lediglich aus p r i n z i p i e l l e n Gründen in das Bundes-Verfassungsgesetz Aufnahme 

gefunden habe.[sic!... fehlt wohl: „habe“ nach dem Einschub] Es sei von vornherein klar 

gewesen, daß hiedurch an den in diesem Belange bisher bestehenden Verhältnissen 

p r a k t i s c h nichts geändert werden sollte. Deshalb sei auch die in Artikel 66, Absatz 1, und 

Artikel 125, Absatz 1, vorgesehene Möglichkeit der Übertragung des Ernennungsrechtes 

hinsichtlich bestimmter Kategorien von Bundesangestellten an die zuständigen Mitglieder der 

Bundesregierung und an den Präsidenten des Rechnungshofes offengehalten worden. Von 

diesen gesetzlichen Möglichkeiten Gebrauch machend, beabsichtige der sprechende 

Bundeskanzler nachstehende Entschließung vom Bundespräsidenten zu erwirken: 

„Auf Grund des Artikels 66, Absatz 1, des Gesetzes vom 1. Oktober 1920, B. G. Bl. Nr. 1 
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(Bundes-Verfassungsgesetz) übertrage ich bis auf Widerruf den Mitgliedern der 

Bundesregierung das Recht, in ihrem Ressort die Bundesbeamten von der VI. Rangsklasse - 

diese eingeschlossen - abwärts sowie alle sonstigen Bundesangestellten mit Ausnahme der 

Hochschulprofessoren und der sachtechnischen und rechtskundigen Mitglieder des 

Patentgerichtshofes unter Beobachtung der bestehenden allgemeinen Vorschriften zu 

ernennen. Im Ressortbereiche des Bundesministeriums für Verkehrswesen erstreckt sich diese 

Übertragung des Ernennungsrechtes insbesondere auch auf die unter die Besoldungsordnung 

der Staatseisenbahnverwaltung (Dienstanweisung vom 23. August 1920, Z. 28.421) sowie auf 

die unter die Besoldungsordnung der Postverwaltung (Dienstanweisung vom 18. Oktober 

1920, Z. 26.000/P) fallenden Bediensteten der ersten 18 Verwendungsgruppen mit Ausnahme 

der Vorstände der Staatsbahndirektionen und der Postdirektionen. 

In gleicher Weise ermächtigte[sic!] ich auf Grund des Artikels 125, Absatz 1, des Bundes-

Verfassungsgesetzes den Präsidenten des Rechnungshofes - unbeschadet des diesem schon 

nach Artikel 125, Absatz 2, des Bundes-Verfassungsgesetzes zustehenden Rechtes zur 

Ernennung der Hilfskräfte - die Beamten des Rechnungshofes von der VI. Rangsklasse - diese 

eingeschlossen - abwärts zu ernennen. 

Zu Verfügungen, durch die im Ressortsbereiche der einzelnen Bundesministerien - 

abgesehen von den bereits bisher von den Landeshauptmännern und den Landesregierungen 

tatsächlich ausgeübten Befugnissen in Personalangelegenheiten, die nach § 42, Absatz 2, lit. 

d, des Verfassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, B.G.Bl. Nr. 2, betreffend den Übergang zur 

bundesstaatlichen Verfassung, gewahrt bleiben - andere Stellen zur Ausübung des den 

Bundesministern übertragenen Ernennungsrechtes ermächtigt werden sollen, ist meine 

vorherige besondere Genehmigung einzuholen. Wenn zur Ausübung des übertragenen 

Ernennungsrechtes andere Stellen in dem Umfang ermächtigt werden sollen, als ihnen dieses 

Recht zur Zeit des Inkrafttretens der Bundesverfassung zustand, bedarf es jedoch für die 

weitere Ausübung keiner besonderen Genehmigung. 

Alle diese Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die Angestellten des Wiener 

Versatzamtsfonds und des Wiener Krankenanstaltenfonds.“ 

Der Umfang der Übertragung des Ernennungsrechtes bewege sich sonach im allgemeinen 

in den bisherigen Grenzen. Ein Unterschied ergebe sich nur insoferne, als mit Rücksicht auf 

die in den letzten Jahren eingetretenen Verschiebungen in den Rangsverhältnissen die 

Erstreckung der Ernennungsbefugnis der Mitglieder der Bundesregierung, beziehungsweise 

des Präsidenten des Rechnungshofes auf die Bundesbeamten der VI. Rangsklasse und die 

diesen gleichgestellten Beamten des Wiener Versatzamtsfonds und des Wiener 
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Krankenanstaltenfonds in Antrag gebracht werden soll. 

B.-M. Dr. P a l t a u f beantragt, den Entwurf der Entschließung dahin abzuändern, daß die 

Ernennung der Präsidenten und Vizepräsidenten aller Gerichtshöfe, ferner der 

Oberstaatsanwälte und der Staatsanwälte in den Landeshauptstädten, soweit sie nicht ohnehin 

in der V. Rangsklasse systemisiert sind, dem Bundespräsidenten vorbehalten bleiben. 

Der Ministerrat ermächtigt den Vorsitzenden, die in Rede stehende Entschließung mit der 

vom B.-M. Dr. P a l t a u f vorgeschlagenen Abänderung beim Bundespräsidenten zu 

beantragen. 

 

8. 

Verzeichnis der in der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober 1920 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen; Vorlage an 

den Nationalrat. 

Der V o r s i t z e n d e erbittet die Genehmigung des Ministerrates, eine Sammlung und 

ein Verzeichnis der in der Zeit vom 1. August bis 31. Oktober 1920 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen dem 

Präsidium des Nationalrates vorlegen zu dürfen. Der Ministerrat erteilt die erbetene 

Genehmigung. 

 

9. 

Gebühren des Militärattachés bei der österreichischen Gesandtschaft in Budapest. 

B.-M. Dr. G l a n z erinnert an den Beschluß des Kabinettsrates vom 30. Juli d. J., womit 

die Bestellung eines Militärattachés bei der österreichischen Gesandtschaft in Budapest 

genehmigt und der Staatssekretär für Heereswesen ermächtigt wurde, einvernehmlich mit dem 

Staatsamte für Finanzen die im Gegenstande erforderlichen Anträge zu stellen. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen beantrage der sprechende 

Minister nunmehr, für diesen Funktionär nachstehende Gebühren zu genehmigen: 

1. einen einmaligen Installationsbeitrag von 40.000 Kronen zur Beschaffung von 

Zivilkleidern, die der Militärattaché zur Ausübung seines Dienstes im Auslande unbedingt 

benötige, sowie zur ersten Einrichtung seiner Kanzlei; 

2. eine fortlaufende Zulage von monatlich 2000 Kronen zu feinen normalen Bezügen für 

die Mehrauslagen, welche diesem Funktionär infolge der unausweichlichen repräsentativen 

Pflichten und der teueren Lebensverhältnisse in Budapest erwachsen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Genehmigung. 
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10. 

Gesetzesbeschluß des n. ö. Landtages, betreffend Überbeschaugebühr von Fleisch in St. 

Pölten. 

Über Antrag des Bundesministers Dr. G l a n z beschließt der Ministerrat gegen den vom n. 

ö. Landtag in seiner Sitzung am 4. November d. J. gefaßten Gesetzesbeschluß, wodurch die 

Gemeinde St. Pölten berechtigt wird, für die Vornahme der Überbeschau bei Einfuhr von 

frischem Fleisch aus einer anderen Gemeinde eine Gebühr von 50 Heller pro Kilogramm 

anzuheben, keinen Einspruch zu erheben und der Verlautbarung des Gesetzes vor Ablauf der 

im Artikel 98 des Bundes-Verfassungsgesetzes vorgesehenen Einspruchsfrist ausdrücklich 

zuzustimmen. 

 

11. 

Gesetzentwurf über die Gewerbeinspektion. 

B.-M. Dr. R e s c h legt dem Ministerrate den Entwurf eines Gesetzes über die 

Gewerbeinspektion vor und berichtet, daß bei der interministeriellen Beratung des Entwurfes 

das Bundesministerium für Verkehrswesen einige Abänderungen verlangt habe, hinsichtlich 

welcher ein Einvernehmen noch nicht erzielt werden konnte. Er beantrage daher die 

Einsetzung einer Kabinettskonferenz zur neuerlichen Durchberatung der Vorlage. 

Der V o r s i t z e n d e bemerkt, daß auch das Bundeskanzleramt einige 

Abänderungsvorschläge erstattet habe. 

Der Ministerrat beschließt sohin die Einsetzung einer aus Vertretern der Bundesministerien 

für soziale Verwaltung und für Verkehrswesen sowie des Bundeskanzleramtes bestehenden 

Kabinettskonferenz zur neuerlichen Durchberatung des Entwurfes. Sollte eine Einigung über 

die Textierung zustande kommen, so ist der Bundesminister für soziale Verwaltung 

ermächtigt, die Vorlage im Nationalrate einzubringen. 
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Protokoll 17a vom 14.12.1920 
Mayr: Der französische Gesandte legt Wert darauf, dass die österreichische Regierung das 
holländische Darlehen sehr ins Auge fasst. Die französische Regierung hat vor 3 Tagen an 
die holländische Regierung geschrieben. 
Grimm: Es handelt sich um die Getreidekäufe. 
Mayr: Die Liquidierung der Österreichisch-Ungarischen Bank. Die betreiben sie mit Macht. 
Sie hoffen, dass dadurch die Kreditfähigkeit Österreichs sehr gehoben wird. Er hat auch 
betont, dass unsere Erklärung auf die Gesandtenkonferenz in Paris großen Eindruck gemacht 
und à [..] gekommen ist. 

---- 
Mayr: Mache aufmerksam, dass für Parlamentsitzungen die Anwesenheit der Minister sehr 
betont wird, dass wenigstens 3 Minister anwesend sind. Sehr Acht geben auf die Ausschüsse. 
Bei der Verhandlung eines Vertrages im Verfassungsausschuss kein Vertreter des 
Auswärtigen Amtes da war. 
Grimm: Im Finanz und B.A., wenn ein von Finanzamt ausgehendes Gesetz drankommt, so 
geht der Minister selbst hin. Andernfalls nur ein Referent. 

---- 
Telefon Schüller – Zucker 
Grünberger: Über die Stadien des Zuckervertrages ist Schüller am besten informiert. Mit 
Schiedsgericht können wir einverstanden sein. 

---- 
Grimm: Die Sache ist schon einmal kurz besprochen worden. Ich hatte die Meinung, dass es 
sich um Vorschuss von ungefähr 2000 K handelte. Pesta hat gemeint, dass es vielleicht auf 
1800 K herabgesetzt werden kann. Nun handelt es sich um den ganzen 
Durchrechnungsbetrag. Es könnte nur ins Auge gefasst werden, wenn die anderen 
Staatsangestelltengruppen nicht in Betracht kommen. 
Hoheisl: Wir wurden gestern --- 
Der Ablauf der Frist für die Rats Pr. war der 29. Nov. Das Ergebnis der entpragmatisierten 
Erklärungen steht so, dass 47.6 % des gesamten Personals sich haben entpragmatisieren 
lassen, während die übrigen teilpragmatisiert bleiben. Die Durchrechnung der 
Entpragmatisierten ist vollzogen und die Beträge werden dieser Tage ausbezahlt, längstens 
bis 20.12. Die pragmatisiert Gebliebenen sind gestern gekommen und haben sich auf Zusagen 
berufen. Sie haben gesagt, dass ihnen versprochen wurde, dass sie in keiner Weise schlechter 
gestellt werden sollen wie die Entpragmatisierten, u.zw. auch zeitlich nicht schlechter gestellt. 
Sie berufen sich darauf, dass es Aufregung hervorruft, dass die Entpr. herumgehen und die 
anderen höhnen, dass sie sich nicht haben entpragmatisieren lassen. Es ist begreiflich, dass 
es Aufregung hervorruft, dass die am selben Tisch arbeitenden Leute verschieden behandelt 
werden. Nachdem gestern uns das angemeldet wurde, haben wir sofort beraten, wie das 
gelöst werden könnten. Wir haben zunächst durchgerechnet für jede Kategorie, was ein 
entpragmatisierter Bediensteter aufgrund der neuen BO empfängt. Davon haben wir 
abgezogen 1) die Vorauszahlungen auf die Bes.Ref. für August und September. Ferner die 
Angleichungsbeträge für Oktober bis Dezember. Den dann so errechneten Betrag haben wir 
nach unten hin abgerundet. Wir sind dabei zu dem in der Tabelle enthaltenen Ergebnis 
gekommen. 
Es wurde sehr nachträglich beharrt, dass diese Beträge bis 18.12. ausbezahlt werden. Die 
Vertreter des FA. haben angewohnt den Verhandlungen und Berechnungen und ihre 
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Zustimmung abhängig gemacht von der Genehmigung des Status. Man kann es nicht für 
unbegründet finden, dass das Verlangen gestellt wurde. Auf der einen Seite sind vereinigt die 
mehr konserv. Elemente, während bei den Entpragmatisierten die s.d. Elemente vereinigt 
sind. 
Grimm: 1) Wie hoch ist der finanzielle Effekt der Vorschussgewährung. 
Hoheisl: 36-40 Mill. 
Grimm: Ist es nicht möglich, dass bei der def. Durchrechnung keine geringeren Beträge 
herauskommen? Wegen Rückstellung? 
Hoheisl: Nein. 
Grimm: Ist nicht eine Teilzahlung möglich. 
Hoheisl: Nein. Ich habe die Frage der Rückwirkung auf andere Gruppen zur Sprache 
gebracht. Es wurde mir erklärt, auf die übrigen pragm. Beamten soll es nicht rückwirken. Die 
einzelnen Vertreter haben dem P. und Sch. gegenüber verpflichtet keine Folgerungen 
abzuleiten. Was die Telegrafenbediensteten anbelangt, so wurde gesagt, die pragm. 
Bediensteten hätten die Beträge, wenn sie so rasch gearbeitet hätten wie die Post. Sie sind 
aber mit ihrer BO nicht fertig geworden. Daher ist es ihre Sache, dass sie es nicht bekommen 
haben. Sie waren aber im Verhältnis der Forderungen der pragm. gebliebenen Postbeamten. 
Sie haben aber keine anderen Forderungen gestellt als die Forderung auf 2000-1800 K, die 
auf 1800 und 1600 herabgedrückt wurden. 
Mayr: Auch bei mir war eine Deputation deutsch-nationaler und chr.soz. Postangestellten, 
die sehr stringent die Erledigung verlangt haben und haben erklärt, dass sie die Versicherung 
haben, dass keine Rückwirkungen eintreten werden. 
Resch: Es bleibt uns nichts anderes übrig als das zu bewilligen. Die Beträge, die hier 
aufgestellt sind, sind ja bedeutend geringer als die Durchrechnungsbeträge. 
Mayr: Es ist das ein Teil der verfehlten Beamtenpolitik. Wir können jetzt nicht ausweichen. 
Die chr.soz. Beamtenvertreter in den Ländern sind selbst sehr froh, dass die Regierung 
durchgehalten hat beim C-Streik. Ich wäre für die Ermächtigung. 
Grimm: Ich will vom finanziellen Standpunkt keine Einwendung erheben. Wir zahlen einfach 
das Geld etwas früher.  Angenommen. 
Heute im Finanzausschuss ist das Beamten-Ges. zur Sprache gekommen und Zelenka hat eine 
Kampfansage hinausgeschmettert. 
Wilfling: Bei der Beratung des 4. Nachtrages hat Zelenka die Frage angeschnitten, ob die 
Telegrafenangestellten auch die Angleichungsbeträge aufgrund des 4. Nachtrages bekommen. 
Er hat sich berufen auf eine Vereinbarung, die die Regierung in der Lohnkommission 
geschlossen hat. Die nämlich nicht für Verkehrsangestellte Anwendung findet. Es war das zu 
einer Zeit, wo es nur Pragmatisierte gab. Nun ist bei den Postangestellten die Sache schon 
geklärt, dass ein Teil entpragmatisiert wurde. Es wäre daher klar, dass die pragm. 
gebliebenen Postangestellten ihre Forderungen anmelden können. Bei den 
Telegrafenbeamten ist nun die Sache anders, weil sie ihre BO noch nicht fertig haben. Das 
Verlangen Zelenkas geht dahin, dass ein Beschluss des Zentralausschusses der 
Telegrafenangestellten im Protokoll des B.A. angeführt wird, dass die Angleichungszahlung 
zuzuteilen ist, weil die BO durchgeführt ist. Der Ausschuss hat nicht beschlossen, dass dieser 
Beschluss des Zentralausschusses in das Prot. aufgenommen wird. Nach Schluss der Sitzung 
hat er gesagt, er werde die Konsequenzen ziehen und wenn die Regierung nicht vorsorgt, dass 
der 4. Nachtrag für die Telegrafenangestellten nicht in Kraft tritt. Ich habe ihm empfohlen, 
sein Beschluss ist ja hinterlegt worden. Sich an Pesta zu wenden, ließe sich ein Weg finden 
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über die Schwierigkeiten hinüberzukommen. Im Übrigen bekommen die 
Telegrafenangestellten ja jetzt 1800 und 1600, was da meist mehr ist als der 
Angleichungsbetrag. 
Mayr: 50. Geburtstag Renner. Beantrage Ermächtigung, Renner die Glückwünsche 
auszusprechen. 

---- 
Grünberger: Kanzler Bürgermeister empfangen. Er hat gesagt, dass irgendeine Manipulation 
mit dem Brotpreis zu einer Eruption stattfinden würde. 
Buresch: Verhandlung im V.E.A mit den Bäckern. Die Unternehmer haben ihre Forderungen 
gestellt, die ich heute Vormittag zur Kenntnis gebracht habe. Es braucht nun zur Preissetzung 
- Derzeitiger Zuschlag 85.7 % der Lohnerhöhung zum Brotpreis zugeschlagen werden soll. 
Der Betrieb des Arbeiterkonsumvereins hat die Bilanz vorgelegt und darin waren die 
Regiekosten von Okt. – Okt. auf den Laib Brot enthalten. Nur in wenigen Wochen hat die 
Regie Brotpreis von 6 K überschritten. Auf meine Einwendung wurde auf Klein- und 
Industriepreis hingewiesen. Es hat sich tatsächlich ergeben, dass die Sachregie ungefähr 85 
% der Lohnpauschale ausgemacht hat. Es wurde eingewendet, dass die Forderung von 85 % 
Sachregie vielleicht im Jänner oder Februar gerechtfertigt wäre, jetzt aber nicht angegangen 
werden kann. Ich habe den Vorschlag gemacht, man möge mit dem geringeren Zuschlag dann 
aber etwa März mit höherer Regie rechnen. Darauf sind sie nicht eingegangen und haben die 
85 % aufrechterhalten. Es wird aber ein Abstrich gewiss gemacht werden können. 
Grünberger: Bezüglich der Bäcker muss weiter verhandelt werden. Wir stehen aber nach wie 
vor vor der Zwangslage morgen zunächst einmal den Bäckern bekannt zu geben, ob die 
Gehilfenforderungen gebilligt werden oder nicht. Da die Bäcker die Forderung nicht tragen, 
so kann es nur der Konsum oder der Staat tragen. 
Mayr: Bezüglich der Bäcker kann man zähe sein. 
Grimm: Wenn wir jetzt die Gehilfenlöhne übernehmen, die doch die Bäcker zu zahlen hätten, 
so schaffen wir ein ganz neues Moment in der Verhandlung. Ich begreife es allerdings ganz 
gut den Standpunkt der Regierung, dass man vor Weihnachten nicht Brotpreis erhöhen kann. 
Wenn wir aber die Gehilfenforderungen übernehmen, so verschaffen wir einen Anhaltspunkt, 
dass jeder mit Lebensmitteln arbeitender Unternehmer an uns herantreten wird. Wenn wir 
heute nachgeben, so werden wir dann auch nachgeben müssen. Wir geben damit unsere 
Position, die wir im Beamtenstreik eingenommen, auf. Wir begeben uns auf eine Bühne, die 
wir nicht gehen können, wenn wir das, was wir in der Regierungserklärung und dem 
Finanzexposé gelobt haben 
Mayr: Ich anerkenne diesen Standpunkt, aber der Artikel Brot ist etwas ganz besonderes. Wir 
würden Krawalle bekommen und der Zusammenbruch würde einige Wochen früher kommen. 
Wir sollten aus allgemeinen politischen Gründen unser Glück noch versuchen. Ob wir starr 
zugrunde gehen oder ob wir nochmals einige Wochen draufzahlen ist die Frage. 
Die Chr.Soz. und die noch D.n. sind einhellig zur Anschauung gekommen, die Brotfrage darf 
den Zusammenbruch nicht herbeiführen. Lieber die Gehilfenforderungen übernehmen. 
Man soll einen teilweisen Ersatz versuchen durch sofortige Ausschreibung einer neuen 
Brotauflage, die vielleicht 70-80 Mill bringt. Wenn möglich morgen einbringen, damit 
Bedeckung gesichert wird. Sofortige Erklärung der freiwilligen Selbsteinschätzung derjenigen 
Kreise nutzen, die die teureren Preise zu zahlen. Reumann wird einen Vertreter zu den 
morgigen Verhandlungen mit den Bäckern entsenden. 
Grünberger: Ich kann mich bei aller Würdigung der von Finanzminister vorgebrachten 
Momente verschließen, dass bei der Qualität nicht erhöht werden kann. Die Rep.Komm. hält 
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auch jetzt die Brotpreiserhöhung im gegenwärtigen Moment für höchst ungünstig im Hinblick 
auf die Kreditfrage, wo man auf uns schaut. Man müsste aber an dem Termin, den man in der 
Regierungserklärung 1.III. fixiert hat, festhalten. Es heißt dort, dass bis 1.III. die 
wirtschaftlich schlechteren Kreise nicht belastet werden. Ich kann schon jetzt höher 
Bemittelte den höheren Preis zahlen lassen. Leider fehlt mir die technische Handhabe. 
Resch: Den Vorschlag Brotauflage wieder anzuführen, begrüße ich. Aber freiwillige 
Selbsteinschätzung wird Schiffbruch erleiden. Schlag ins Wasser. 
Mayr: Insbesondere vertritt Fink diesen Vorschlag. In Vorarlberg genieren sich die Leute das 
billige Brot zu kaufen. 
Grünberger: Man müsste sagen, der Staat muss ganz ungeheuere Opfer bringen um die 
Durchhaltung aufzubringen. Es wird an die Bevölkerung appelliert, dass diejenigen, die es 
zahlen können, den Gestehungspreis zu zahlen. 
Mayr: In der Presse müsste gründlich aufgeklärt werden. Es müsste gesagt werden, dass der 
Staat das Mehl nicht nur herschenkt, sondern noch draufzahlt. 
Grünberger: Kann man nicht von freiwilligen Leistungen absehen und Brotauflage mit 
Selbsteinschätzung vereinigen. 
Grimm: Man sollte. 
Buresch: Mache aufmerksam auf die schwierige Kontrolle der Betriebe bei verschiedenen 
Mehlpreisen in einem und demselben Betrieb. Man müsste 3 Kategorien schaffen: 1) die den 
bisherigen Brotpreis zahlen, 2) die den doppelten Preis zahlen, 3) die den Gestehungspreis 
zahlen müssen. Die Cons. müssten sich im Wege einer Selbsteinschätzung bereit erklären, den 
Selbstkostenpreis zu zahlen. Weitaus sicherer wäre die Brotauflage, nur spricht dagegen, dass 
sie sehr spät in Erscheinung tritt und die jetzigen Verhältnisse schon überholt haben wird. 
Mayr: Wenn ich auch einsehe, dass eine wirklich finanzieller Effekt nicht erzielt wird, so lege 
ich doch großen Wert darauf aus moralischen Gründen. Und dann Brotauflage. 
Grimm: Man müsste aber ausdrücklich betonen, dass eine generelle Brotpreiserhöhung ab 
1.III. möglich ist. 
Joas: Am raschesten kann die Erklärung der Brotauflage erfolgen, wenn sie angelehnt wird 
an die Einkommenssteuer von 1919. 
Grünberger: Ich glaube es ist nur mit 1920 zu machen. Wenn man jetzt auch davon nur 
spricht, dass nur die vielfachen Forderungen bewilligt werden, so können doch die 
Bäckerforderungen nicht ganz unter den Tisch fallen. 
Grimm: Da können die Bäcker verlangen was sie wollen. 
Mayr: Auch nach außen hin können wir nur die Forderungen der Gehilfen übernehmen und 
nicht die der Bäcker. 
Rizzi: Die Unternehmer werden dann nicht das Ganze an die Gehilfen abführen sondern 
einen Teil für sich. 
Übereinstimmung, dass die Regierung wegen Zahlung 1.III. die Gehilfen-Mehrforderungen 
übernimmt, sonst aber nichts. 
Mayr: Für die Mehrkosten, die sich aus den Betriebserhöhungen ergeben, sollte die 
Regierung nicht aufkommen. Man müsste dann den Betrieben die Mehlausgabe an die, die es 
haben wollen, androhen. 
Brotauflage auf Basis 19 oder 20, ehestens Gesetzentwurf eingebracht wird morgen oder 
übermorgen in Aussicht nehmen, damit man zum Ausdruck bringt, dass man ohne Bedeckung 
nicht zahlt. Wenigstens vor Weihnachten. 
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Gedanken der Selbsteinschätzung soll näher getreten werden 
An Konsumenten lieber Mehl ausgeben als Brot. 
Kommuniqué wird V.E. und Finanzministerium überlassen 

---- 
Mayr. Ungarischer Gesandter hat langes Schriftstück mit Forderungen Ungarns an 
Österreich bezüglich der Forderungen in beiden Staaten angemeldet. Erleichterung für 
Ungarn wegen Westungarn. 
Ungarn erhebt Ansprüche auf alle Objekte, welche in Verwaltung der gemeinsamen Behörden 
gestanden sind. Hälfte von hofärarischen Gütern. Ich habe dem Gesandten vor einigen Tagen 
gesagt, es ist ganz recht, er soll nur die Forderungen übergeben. Er hat gesagt, sie kommen 
dann leichter über den Friedensvertrag hinweg. 
Glanz: Einstellung der kurzfristigen Werbungen. 
Mayr: Auch Gesandter Lefevre steht auf dem Standpunkt, dass man möglichst Militär 
abbauen soll und besonders die Soldatenleute stinken ihnen auf. Während die Zivilsektion auf 
dem Standpunkt steht, dass man die Werbungen am 15.12. einstellt, so steht die militärische 
Sektion auf dem Standpunkt, es soll noch möglichst viel Besichtigung vorgenommen werden. 
Wir können unmöglich aus politischen Rücksichten die Werbungen einstellen. Wir können 
auch kein Gewähren von Gesuchen zugeben. Ich würde einen Erlass hinausgeben, worin die 
neue Sachlage mitgeteilt wird an die Heeresverwaltungsstelle, sie möchten jene Gesuche, die 
bereits vorliegen und spruchreif gemacht werden können, bis 26. oder 27.12. mir vorlegen. 
Ich möchte aber das Vorstandspersonal verantwortlich machen, dass nur solche Gesuche 
vorgelegt werden, die bestätigungsreif sind. Große Belastung des Heeresamtes, daher 
leitender Sektionschef oder Staatsanwalt. 
Resch: Es wäre hinreichend einen S.Chef, sonst kommen die [..] und Techniker auch. 
Bericht genehmigend zur Kenntnis genommen. 
3c) Überbeschaugebühr St.Pölten.  - Angenommen. 
4) Gesetz über die Gewerbeinstruktion. Der Justizminister hat zu § 22, 24 und 25 
Abänderungsanträge gestellt, die ich akzeptiere. Das Verkehrsministerium steht auf dem 
Standpunkt, dass die Sache abgesetzt wird. Vorschlag: Wenn aber Differenzen bestehen, so 
beantrage ich Kabinettskonferenz zwischen Verkehrsministerium und Sozialer Verwaltung. 
Mayr: Ich habe auch einige Abänderungen anzumelden. Bitte auch das BK.A. einzubeziehen. 
Einbringung beschlossen. 

11 Uhr 
½ 4 Uhr Angelegenheiten im Parlament. 
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Protokoll Nr. 17b vom 14.12.1920 
Mayr: Der französische Gesandte hat mir über Pariser Vorgänge Mitteilung gemacht. Die 
französische Regierung drängt danach, dass die österreichische Regierung dass holländische 
Darlehen ins Auge fasst. Das ist das einzige, was wir jetzt haben können. Die französische 
Regierung hat sich an Holland gewandt. Es handelt sich um den Kredit wegen der 
Getreidekäufe. Die österreichische Regierung möchte das nochmals urgieren. Ich habe aus 
dieser Unterredung --- 
Die Liquidierung der österreichisch-ungarischen Bank betreiben sie mit großer Macht. Da, 
wobei besonders die [..] solche Anerkennung finden, hoffen sie, dass unsere Kreditfähigkeit 
bedeutend gehoben wird. Ich werde Gelegenheit haben das Gespräch schriftlich zu fixieren 
und Finanzminister übergeben. Morgen reisen Resch und Z. zurück. Außerdem wurde betont, 
dass unsere Gesandtenkonferenz und unsere Erklärung großen Eindruck gemacht haben im 
Gegensatz zu den hiesigen Gesandten, die sich sehr geärgert haben darüber. Ich mache 
Minister aufmerksam, dass für Parlamentssitzung, wo die Abgeordneten so diszipliniert sind 
die Anwesenheit der Minister so betont wird, dass wenigstens immer 3 Minister nach dem 
Turnus anwesend sind. Es muss auch auf die Ausschüsse sehr geachtet werden. Bei der 
Verhandlung eines Vertrages im Verfassungsausschuss, der sich auf St.G. bezieht, war kein 
Vertreter des Äußeren anwesend. 
Grimm: Bei Gesetz des Finanzressorts geht in den Finanzausschuss der Minister selbst. 
Grünberger: Ich schlage vor über die Stadien des Zuckervertrages ist Schüller am besten 
informiert. Er hat uns wissen lassen, dass es ein Ausweg wäre, um eine rechtliche Austragung 
zu vermeiden, für den Zuckervertrag ein internationales Schiedsgericht anzurufen. Damit 
wären wir einverstanden. 
Hoheisel, Wilfling: Forderungen der pragmatischen Postangestellten. 
Grimm: Die Sache ist im Kabinettsrat bereits kurz besprochen worden. Post hat erklär und 
auch aus den Gesprächen hatte ich die Mitteilung, dass es sich um Vorschuss von 2000 K 
handelt, wobei Post die Bemerkung macht, man könne es vielleicht auf 1500 K herabdrücken. 
Bei Personalkonferenz wurden wir anders belehrt. Es handelt sich um die ganzen 
Durchrechnungsbeträge. Ich erklärte darauf kann ich mich nicht einlassen. Über die Sache 
wird sich vielleicht reden lassen, verhandeln Sie, wenn die Beträge nicht zu groß sind und 
wenn Sie Sicherheit Haben, dass andere Staatsgruppen davon unberührt bleiben. 
Hoheisel: Wir wurden verständigt, dass die pr. Bediensteten Forderungen stellen. Die 
Entwicklung im Personal ist vollendet, der Ablauf für die E. war der 29. Nov. Das Ergebnis 
der Entpragmat. steht nach den bisherigen Mitteilungen der Postdirektion so, dass 49.6 % des 
gesamten Personals sich hat entpragmatisieren lassen, der Rest bleibt pragmatisch. Die 
Durchrechnung der E. ist vorzunehmen und die Beträge werden in diesen Betrag ausgezahlt. 
Die Auszahlung wird bis zum 20. vollendet sein. Nun sind die pragmatisch Gebliebenen 
gestern gekommen und haben sich auf Zusagen berufen. Sie sagte, dass ihnen versprochen 
wurde, dass sie in keiner Weise schlechter gestellt werden können wie die Entpragmatisierten, 
u.zw. auch zeitlich nicht schlechter gestellt. Sie berufen sich darauf, dass es Aufregung 
hervorrufe, dass die E. die anderen höhnen, dass sie sich nicht haben entpragmatisieren 
lassen unter Verwendung der Geldbeträge. Es ist begreiflich, dass es Aufregung hervorruft, 
dass Leute gleicher Verwendung verschieden behandelt werden. Wir haben es nicht 
herbeigeführt, es war Forderung des Personals. Wir haben sofort die Arbeit begonnen, wie es 
gelöst werden könnten. Wir haben zunächst durchgerechnet für jede Kategorie, was ein entpr. 
Bediensteter aufgrund der neuen Besoldungsordnung empfängt. Davon haben wir dann 
abgezogen die Vorauszahlung auf die Besoldungsreform für August und September, dann die 
Ergänzungsbeträge für Oktober, November, Dezember. Den dann so errechneten Betrag 
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haben wir nach unten abgerundet auf 100. Wir sind dabei zu dem in der Darstellung 
gegebenen Betrag gekommen. Das stellt das Ergebnis dar was die anderen von 1. Jänner bis 
30. September 20 bekommen haben. 
Diese Beträge hätten zu gelten für die erste Bezugsklasse. 
Es wurde sehr nachdrücklich begehrt, dass diese Beträge bis 18. Dezember ausgezahlt 
werden, dann die endgültige Rechnung sofort beginnen und die endgültige Auszahlung bis 15. 
Jänner erfolgt. Für die Pensionisten vom 1. Jänner 20 wurde die Gleichbehandlung, eventuell 
eine Gleichbehandlung pro rata temporis verlangt. 
Der Finanzvertreter hat der Verhandlung angewohnt und die Zustimmung von der 
Genehmigung des Ministers abhängig gemacht. Im Allgemeinen kann man das Verlangen 
nicht unbegründet finden. Auf der einen Seite sind vereinigt die mehr konservativen Elemente, 
während bei den Entpragmatisierten im Großen und Ganzen die sozialdemokratischen 
Elemente. 
Grimm: 1) Wie hoch ist der finanzielle Effekt der Vorschussgewährung: zwischen 36-40 Mill. 
2) Ist es nicht anzunehmen, dass bei der definitiven Abrechnung sich geringere Beträge 
ergeben: geringer nicht, Rückstellung wird nicht erfolgen, 3) Ist nicht so eine Teilung der 
Zahlung möglich: das wurde für ausgeschlossen erklärt. Ich habe mich bemüht, dass die 
endgültige Abrechnung auf den Jänner verschoben wird. 
Hoheisel: Unter der Voraussetzung, dass sich alle entpr. lassen, war der gesamte Betrag 
berechnet mit 140 Mill. für rund 25000 
Grimm: Es wird sich die Frage erheben, ob W. über die Auffassung in anderen 
Beamtenkreisen Mitteilung zu machen. 
Hoheisel: Ich habe diese Frage zur Sprache gebracht. Es wurde erklärt, auf die übrigen pr. 
Staatsbediensteten soll es nicht rückwirken, u.zw. hätten da die einzelnen Vertreter dem 
Obmann Bauernfeind Mitteilung gemacht, wonach sie sich verpflichtet haben, daraus keine 
Folgerungen abzuleiten. Was die Telegrafenbediensteten betrifft, so wurde gesagt, sie hätten 
die Beträge, wenn sie so rasch gearbeitet hätten wie die Post, sie sind aber mit ihrer 
Besoldungsordnung nicht fertig geworden. Daher ist es ihre Schuld, dass sie das nicht im 
vollen Maß bekommen haben. Sie waren in Kenntnis der Forderung dieser pr. gebliebenen 
Postbediensteten und bisher haben sie nichts anderes gefordert als die 2000 K, die auf 1800 
und 1600 festgelegt wurden. Eine amtliche Mitteilung habe ich nicht. Daher waren die Leute 
nicht berechtigt aus dem, dass die eine Gruppe der pragm. Beamten gleich gestellt werden 
auch zeitlich den Entpr. nicht befugt eine Folgerung für sich abzuleiten. Ich habe den Herren 
vorgehalten, die Sache ist so, wenn die Führer handeln nach dem Willen der anderen wird es 
anerkannt, wenn sie gegen den Willen handelt, wird es nicht anerkannt. Es wurde aber auch 
darauf behauptet, dass sie gewissermaßen die Gewährleistung übernehmen, dass keine 
Folgerungen abgeleitet werden. 
Mayr: Deutschnationale und christliche Postangestellten haben heute sehr stürmisch die 
Ablehnung verlangt. Sie haben die Gewissheit, dass Konsequenz für anderen aus der 
Beobachtung nicht gezogen wird. Sie berufen sich auf Sch. und P. 
Grimm: Es kann der Bund der angestellten kommen. 
Resch: Es bleibt nicht übrig als das zu bewältigen. Die ausgeworfenen Beträge sind geringer 
als die Durchrechnungsbeträge der E., sodass der Staat auf keinen Fall eine Überzahlung 
erfährt. Sie werden noch etwas nachbekommen müssen. Der Kabinettsrat hat z.B. 
beschlossen, die pr. Angestellten sollen nicht schlechter gestellt werden als die Entpr. Die Pr. 
sind in der Regel besser qualifizierte Beamte, wogegen die E. größtenteils Diener und 
Unterbeamte sind. 
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Mayr: Es ist eine Konsequenz der falschen Beamtenpolitik während der letzten Jahre. Wir 
können solchen Dingen nicht ausweichen, wenn wir eine Sanierung herbeiführen wollen. Im 
christlich-sozialen Klub wurde über den Beamtenstreik von den Ländern berichtet. Auch die 
Beamtenvertreter sind sehr froh, dass wir durchgehalten haben. Eine gewisse Genugtuung ist 
die Erklärung immerhin. Es lässt sich mit Strenge auf einmal nichts erreichen, wir müssen 
trachten, langsam in Zustand einer festeren Disziplin zurückzukehren. Ich möchte beifügen, 
dass der heutige Kampf um den Erlass des Vizepräsidenten auch ein Rückzugsgefecht war, 
wir haben die Zustimmung Sch. zur Erklärung G. erlangt, aber es ist doch ein Anfang zur 
Rückkehr zu normalem Verhältnis. Ich wäre dafür, dass wir das heute genehmigen. 
Grimm: Ich will vom Finanzstandpunkt nichts einwenden, weil es zugesagt wurde und wir es 
eben früher zahlen. Wenn dies auch beschlossen ist, es ist im Finanzausschuss das 
Besoldungsgesetz auf die Tagesordnung gekommen, bei der Z. eine Kampfansage an die 
Regierung hinausgeschmettert hat.   Beschlossen. 
Wilfling: Bei der Behandlung des 4. Nachtrags zum Besoldungsübergangsgesetz hat Z. die 
Frage angeschnitten, ob die Telegrafenangestellten auch die Angleichungsbeträge aufgrund 
des 4. Nachtrags bekommen. Er berief sich auf eine seinerzeitige Vereinbarung, dass 
Regierung in der Lohnkommission dahingehend dass die Angleichung wie sie im Nachtrag 
und den Vorauszahlungen ihren Ausdruck fanden, nicht für die Verkehrsangestellten wirksam 
sein sollen. Dieser Standpunkt war damals, wo die Verkehrsangestellten mit Ausnahme der 
Eisenbahner noch prag. waren, begreiflich. Man hat sich vor Augen gehalten, dass hier etwas 
geschehen muss. Nun ist bei den Postangestellten die Sache schon geklärt, dass ein Teil sich 
entpr. und ein Teil pragm. geblieben ist. Die Pragm. haben sofort Anspruch auf die 
Angleichungsbeträge für Okt. – Dez. geltend gemacht. Bei den Telegrafenangestellten ist 
niemand entpr., selbst wenn die Ordnung fertig werden sollte, muss noch ein Zeitraum von 6 
Wochen vergehen, bis sich die Angestellten entscheiden. Nun verlangt Z., dass ein Beschluss 
des Zentralausschusses der Telegrafenangestellten dem Protokoll des Finanzausschusses 
einverleibt werde, dass trotz Gesetz mit der Flüssigmachung trotz Gesetz für alle 
Telegrafenangestellten zu warten ist, bis ihre Besoldungsordnung fertig ist und durchgeführt 
wird. Ich brachte dagegen vor, dass das eine Härte für jene wäre, welche schon heute wissen, 
dass sie sich nicht entpr. lassen werden. Denn diese haben aus der Besoldungsordnung 
nichts. aber die Angleichungsbeträge würden ihnen vorenthalten. Diese Erklärung hat 
anscheinend dazu geführt, dass Z. sehr ungehalten war. Er wollte auch nicht den Ausweg, 
dass jeder sich entscheiden kann. Der Ausschuss hat nicht beschlossen, dass der Beschluss 
des Zentralausschusses im Protokoll angegliedert werden soll. Er wollte eine Erklärung der 
Regierung, dass sie einverstanden ist mit dem Aufschub der Auszahlung und diese Erklärung 
konnte ich nicht abgeben, weil es eine ausschließliche Verkehrsfrage ist. Nach Schluss der 
Sitzung hat Z. gemeint, er würde daraus Konsequenzen ziehen und wenn die Regierung nicht 
entgegenkommt und versagt ihm Verkehrsamt, dass 4. Nachtrag für die 
Telegrafenangestellten nicht sofort durchgeführt wird, so würde er in eine schwierige Lage 
kommen ein Missverständnis wurde dadurch hervorgerufen, dass die Herren nicht wussten, 
dass der Beschluss des Zentralausschusses einen amtlichen Charakter trägt. 
Ich habe empfohlen, er möge sich in den nächsten Tagen an den Verkehrsminister wenden, ob 
sich ein Weg findet, der dieser Schwierigkeit Rechnung trägt. Die Telegrafenangestellten 
bekommen 1800 und 1600 K., im Nov. erhielten sie 2000 K, die Angleichungsbeträge werden 
sicher bei den meisten mehr ausmachen als diese Beträge. 
Mayr: Renner feiert seinen 50. Geburtstag. Vizekanzler ist zur Feier eingeladen worden. Ich 
glaube es wird der Sachlage entsprechend sein, wenn der Kabinettsrat, dessen Vorsitzender 
Renner durch lange Zeit als erster Staatskanzler war, der viel beigetragen hat zum Werden 
dieses Staates, namens des Kabinettsrates die Glückwünsche ausgesprochen werden. Wenn 
die Herren einverstanden sind, stelle ich den Antrag, dass ich ermächtigt werde, namens des 
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Kabinettsrates die Glückwünsche zum 50. Geburtstag auszusprechen. 
Brotfrage. Grünberger: Kanzler hat Bürgermeister heute berufen und in meiner Anwesenheit 
empfangen. Wir hatten beide den Eindruck, wie ihn heute Buresch schildert, dass er auf 
einem absolut ablehnenden Standpunkt steht und sich auch durch Hinweis auf die 
Vollzugsanwendung sich nicht zu einer Änderung herablässt. Er sagt, es wäre richtiger wenn 
schon gesagt werden könnten, dass die höher Bemittelten mehr zahlen. Er hat auch wiederum 
gesagt, dass eine Manipulation mit dem Brotpreis ganz direkt zu Revolutionen führen würde. 
In meinem Amt hat heute Vormittag eine mehrstündige Besprechung mit den Unternehmern 
stattgefunden. 
Buresch: Die Unternehmer haben jene Forderungen gestellt, welche ich bereits heute 
Vormittag zur Kenntnis gebracht habe. Sie wollen zu einer genauen Präzisierung angelangen. 
Sie beschränkten sich auf Vorlage eines Protokolls, wo es heißt, dass ein Regiezuschlag von 
85.7 die geforderte Lohnerhöhung dem Brotpreis zuzuschlagen. Auf meine Einwendung, dass 
auf einem solchen Pauschale der Zuschlag nicht berechnet werden könne und die 
Forderungen konkretisiert werden müssen durch Vorlage der Regiekosten eines 
Mittelbetriebes und ein solcher Betrieb der Betrieb des Wiener Arbeiterkonsumvereins 
genannt war. Dieser legte die Bilanz vor. Daraus wurden die Kosten errechnet, welche vom 
Oktober vorigen Jahres bis Oktober heuer pro Woche auf den Laib Brot berechnet resultiert 
hat. Daraus ergab sich, dass nur in einer geringen Anzahl von Wochen der bezahlte Brotpreis 
von 6 Wochen überschritten wurde, der in den Selbstkosten nur 577 H betragen hat. Auf 
meine Einwendung, dass die Forderungen mit 85.7 % Lohnpauschale doch mit Rücksicht auf 
diese Kosten deutlich nicht berechnet sind, wurde erwidert, dass diese Rechnung zu 
Einwänden frei sei, wenn wegen Erhöhung Wochenpreis der Geldkräfte mit einer 
Regiekostensteigerung zu rechnen sei. Auch wurde eingewendet, dass der Pauschalbetrag auf 
einer Erfahrungsziffer beruht, die nachgewiesen werden kann. Bei Vergleich der Wochen hat 
sich ergeben, dass jeweils die Sachregie auf ungefähr 85 % der Lohnpauschale ausgemacht 
hat. Es wurde von mir eingewendet, dass vielleicht diese Forderung von 85 % Sachregie in 
der kommenden Zeit, Jänner oder Februar, gerechtfertigt sein werde, aber da für den jetzigen 
Zeitpunkt nicht gerechtfertigt sei, darauf nicht eingegangen werden könne. Ich glaubte eine 
Einigung durch den Vorschlag zu erzielen, man möge vorerst mit einem geringeren 
Regiezuschlag sich begnügen und die Erhöhung erst ab März rechnen. Darauf gingen die 
Bäcker nicht ein, die 85 % müssen aufrechterhalten werden. Damit wurden die 
Verhandlungen abgebrochen. 
Grünberger: Wir stehen vor der Zwangslage morgen den Bäckern bekannt zu geben, ob die 
Gehilfenforderungen bewilligt werden oder nicht. Da sie von den Bäckern nicht getragen 
werden, müssen die Gehilfenforderungen von jemand anderem getragen werden, entweder 
vom Konsum oder vom Staat. Wegen der Bäcker wird es zu einem Streik wohl nicht kommen. 
Buresch: Diese Frage dürfte für die nächste Woche noch nicht aktuell sein. Die 
Verhandlungen werden weiter gehen und es wird möglich sein davon einen Abstrich machen 
zu können. 
Grünberger: Bezüglich der Bäcker muss weiter verhandelt werden. Bleiben übrig die 
Forderungen der Gehilfen. 
Mayr: Bezüglich der Bäcker kann man auch zähe sein. Sie verdienen keine besondere 
Rücksicht. 
Grimm: Wenn wir jetzt die Bäckerlöhne übernehmen, die eigentlich die Bäcker zu zahlen 
hätten, so schaffen wir jetzt ein ganz neues Moment in der Verwaltung. Ich schicke voraus, 
dass ich es einsehe vom Standpunkt der Regierung, dass wir vor Weihnachten mit einer 
Brotpreiserhöhung kaum vorgehen können. Aber wenn wir die Gehilfenforderungen 
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übernehmen und es darauf ankommen lassen, dass die Öffentlichkeit sich dagegen wendet, so 
schaffen wir einen neuen Anhaltspunkt, dass wir mit Lohnforderungen bestürmt werden 
können. Jede Lebensmittelindustrie wird vom Staat die Tragung von geforderten 
Lohnerhöhungen verlangen können. Wenn wir heute nachgeben, werden wir es später auch 
müssen. Es wird noch vor Weihnachten Nachahmer finden und wir haben unsere Position, die 
im Beamtenstreik mühsam gehalten wurde, geben wir auf. Ich habe auch nicht die 
Möglichkeit zusagen, wir haben eine Bedeckung für die Lohnerhöhung geschaffen. Man weiß 
nicht, was die Übernahme der Löhne noch weitere Folgen auf dem Gebiet der Brotpreise 
haben wird. Wir werden das gleich auch in den Ländern haben, wir können das nicht einfach 
mit 5 Mill. pro Woche aufrechnen. Wir begeben uns auf eine schiefe Bahn. Die 
Regierungserklärung und das Finanzexposé müssten gehalten werden. 
Mayr: Ich anerkenne diesen Standpunkt, aber es liegt die soziale Tatsache vor der 
politischen, von Bedeutung ist, der Artikel Brot ist etwas ganz besonderes, wenn wir da 
unseren berechtigten Standpunkt aufrecht erhalten, müssen wir damit rechnen, dass wir zu 
sehr unangenehmen Reibungen kommen und der bevorstehende Zusammenbruch früher als 
sonst kommen wird. Ob wir da nicht aus allgemeinen politischen Rücksichten trachten zu 
wünschen auf unser gutes Glück zu hoffen, einen Zusammenbruch aufzuhalten, die Brotfrage 
war zu allen Zeiten der Geschichte die bedeutendste, ob wir da starr wegen unserer 
Grundsätze stehend gehen wollen oder nochmals einige Wochen aufzahlen sollen, ist die 
große Frage. Der Standpunkt der politischen Parteien ist der, dass die beiden Parteien 
einhellig der Anschauung sind, die Brotfrage darf den Zusammenbruch nicht herbeiführen, 
lieber die Gehilfenlöhne auf uns nehmen. Besonders scharf wurde betont bei den 
Besprechungen, wenigstens einen teilweisen Ersatz zu suchen durch sofortige Ausschreibung 
einer neuen Brotauflage, damit sind die Parteien einverstanden, die 70-80 Mill. bringt. Sie 
müsste morgen eingebracht werden, damit Bedeckung gesucht wird und durch sofortige 
Erklärung, dass die Fabriken Selbstbestimmung jener Kreise anzutreten haben, die das Brot 
auch um den teuersten Preis noch zahlen könnten. Diese beiden Momente wurden in der 
Besprechung hervorgerufen. Der Bürgermeister hat sich bereit erklärt, zu den Verhandlungen 
einen Delegierten zu entsenden. Wir haben ihm die Brotauflage dargelegt und auch da hat er 
sich nicht ablehnend verhalten. Um unseren Standpunkt zu wahren, wäre möglichst rasch 
noch morgen ein Gesetzesentwurf über die Wiederholung(?) der Brotauflage einzubringen, 
dann die Aufforderung der Fabrikenselbstbestimmung. Daraus glaubt man 100 Mill. für die 
Ausfälle durch die Übernahme der Erhöhung der Gehilfenlöhne hereinzubringen. 
Grünberger: Bei aller Würdigung der Argumente Grimms kann ich mich nicht von dem 
Standpunkt entfernen, dass zu einer Zeit, wo das Brot so schlecht und so knapp ist, man eine 
Preiserhöhung nicht durchhalten kann. Ich habe heute mit der Rep.Kommission besprochen. 
Auch diese halten den Moment im Zusammenhang mit den Kreditverhandlungen wegen der 
Ruhe des Landes für höchst ungünstig. Sie wollen, dass nicht die Probleme im ungünstigsten 
Moment hervorgekehrt werden. Andererseits um Finanzminister zu beweisen, dass ich auch 
seinen Bedenken Rechnung getragen habe, müsste man an dem Termin der 
Regierungserklärung festhalten. Was geschieht ist terminiert auf den 1. März. In der 
Regierungserklärung steht drin, dass bis zum 1. März 21 wirtschaftlich schwächere Kreise 
von einer Brotpreiserhöhung nicht berührt werden sollen, mehr nicht. Daraus ergibt sich, ich 
kann höher Bemittelte den höheren Preis zahlen lassen. Leider fehlt mir die technische 
Handhabe. Ich frage, ist es unmöglich, dass man auf den Begriff der Mindestbemittelten 
zurückgreift. Das wäre doch ein Entgegenkommen. Wäre der Kreis abzustecken. 
Buresch: Der Kreis könnte nur in dem Kreis, wie er jetzt erfasst ist, erfasst werden. Dann 
wäre die Sache nur auf Wien abgestellt. 
Resch: Die Sache ist eine höchst politische Frage. Wir müssen trachten auf andere Art und 
Weise das aufzubringen, was aufgelegt werden muss. Den Vorschlag der Brotauflage begrüße 
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ich, aber von der freiwilligen Einschätzung verspreche ich mir nichts. 
Mayr: Die freiwillige Einschätzung hätte besonders moralischen Effekt. Besonders Fink 
vertritt diesen Gedanken. 
Grünberger: Man will sagen, der Staat muss ungeheuere Finanzopfer bringen, um die 
Verbilligung weiter durchzuhalten. Es wird appelliert an die Bevölkerung freiwillig zu 
erkennen, dass sie bereit ist, den normalen Brotpreis nach den Gestehungskosten zu zahlen. 
Der Gestehungspreis muss fortwährend bekannt gegeben werden. 
Mayr: Die Parteien wollen eine gründliche Aufklärung der Bevölkerung über die wirklichen 
Kosten und Verhältnis beim Brot. Es müsste gesagt werden, dass der Staat nicht nur das Brot 
herschenkt, sondern den Bäckern noch mit 40 K. für jeden Laib draufzahlt. Das müsste immer 
wieder gesagt werden. 
Grünberger: Ist es nicht möglich, von freiwilliger Aktion abzustehen und die Brotauflage zu 
kombinieren mit einer Selbstfassion, nur um möglichst schnell an das Geld zu kommen. 
Grimm: Die Brotauflage muss sich an die Einkommenssteuervorschreibung. Aber dass wir 
eine Selbsteinschätzung eintreten lassen, halte ich nicht für zweckmäßig. 
Buresch: Der Vorschlag der Selbsteinschätzung hat die Schwierigkeit, dass noch nicht 
feststeht, dass er es bezahlen will. Wenn er es bei der Brotkommission zahlt, so verschwindet 
das bevor die neue Regelung stattgefunden hat. Es wäre in einem Betrieb im Mehlpreis. Jede 
Abgabestelle wird behaupten, dass das teuere Mehl unverkäuflich ist und das billige verkauft 
wurde. Kontrolle der Betriebe ist ausgeschlossen. Schon deswegen wird der Vorschlag kein 
Ergebnis haben. Eine Differenz im Preis lässt sich nur durchführen, dass in den Betrieben der 
Abgabepreis einheitlich bleibt und die Differenzierung nach der Kategorie mit bisherigen 
Brotpreis, die Mindestbemittelten, dann die Kategorie mit später erhöhtem Brotpreis, das 
doppelte des bisherigen und den Kategorien nach den Selbstkosten. Die Abgabestelle müsste 
den normalen Preis zur Verrechnung bringen bzw. den als Mehlpreis bezahlten. Die 
Ungleichheit nach Laib müsste so geschehen, dass der Konsument im Wege einer 
Selbstfassion bereit erklärt einen Selbstkostenpreis zu bezahlen. Die niedrige Kategorie 
würde durch Bons die Möglichkeit erhalten, damit bei der Mehlabgabestelle zu zahlen. Auf 
Grund dieses Bons würde die Rückvergütung auf den ermäßigten Preis erhalten. Die 
Ausgleichung für die Höchstbemittelten könnte in der Form erfolgen, dass die Fassion bei der 
Steuererklärung überprüft wird und wenn eine Unrichtigkeit, müsste die Steuerbehörde die 
Differenz auf den Selbstkostenpreis als Zuschlag zur Einkommenssteuer vorgeschrieben 
werden. 
Die Brotauflage ist das Sicherere, nur spricht gegen sie, dass sie erst sehr spät in 
Erscheinung tritt, bis wieder schon längst die jetzigen Verhältnisse überholt sein werden. 
Mayr: Wenn auch ein wirkliches Finanzprojekt für lange Zeit nicht zu erreichen ist, so hätte 
die nach der Differenzierung einen moralischen Effekt. 
Grimm: Wir halten im Auge, dass wir vom März für eine generelle Brotpreiserhöhung freie 
Hand haben Das muss ausdrücklich betont werden. Es müsste bei der Einbringung der 
Brotauflage gesagt werden, unbeschadet einer besonderen Regelung. 
Joas: Am raschesten wäre die Veranlagung der Brotauflage, wenn sie für das Herbstjahr nur 
angelehnt wird an die Steuererklärung pro 19, in der sommerlichen muss sie daraus 
berücksichtigen die Geldwertverhältnisse von 19. Wir können daraus nicht anfangen 
entsprechend den Verhältnissen 19 jene getroffen werden, welche 10000 K hatten. Wir 
hängen dann nicht ab von der künftigen Steuererklärung. 
Grünberger: Die Frage wurde im Ernährungsausschuss behandelt. Sie hatten hören wollen, 
wie man sich über die Steuersätze und Stufen bei der alten Brotauflage Aussichten gemacht 



26 
17 – 1920-12-14 

hat. Im Moment wo versucht wurde für jetzt einen Steuersatz zu finden, so konnte man nicht 
hoch genug kommen. Wenn man jetzt auch davon spricht, dass nur die Gehilfenforderungen 
bewilligt werden, so ist nicht gesagt, dass die Bäckerforderungen ganz unter den Tisch fallen. 
Ob sie ---- 
Grimm: Wenn Grünberger ein Entgegenkommen ---- 
Mayr: Sozial können wir nur die Gehilfenforderungen übernehmen, nicht die von den 
Unternehmern. 
Rizzi: Die Bäcker. 
Mayr: Es herrscht Übereinstimmung, dass die Regierung bis zum 1. März die jetzigen 
Gehilfen-Mehrlöhne übernimmt, sonst aber nichts. 
Buresch: Der Großbetrieb hat einen höheren Lohnaufwand und einen geringeren 
Regieaufwand. Diese Differenz kommt auch in den Forderungen selbst zum Ausdruck. Wir 
kämen zu einem verschiedenen Brotpreis bei Überwälzung auf den Konsum. 
Mayr: Wir können heute nicht anders, als dass wir die Mehrkosten für die Gehilfen bis 1. 
März übernehmen. Über das andere wird verhandelt werden. Die Preiserhöhung aus den 
Betriebskosten könnte die Regierung augenblicklich nicht aufkommen. Wir müssen aus Streik 
hinauskommen. 
Grimm: Ich bitte die Frage wegen der Mehlaufteilung in Erwägung zu ziehen. 
Mayr: Man kann den Betrieben mit Mehlaufteilung drohen, aber wir müssen schrittweise 
vorgehen. 1) die Regierung übernimmt die Mehrkosten der Gehilfen bis 1. März, 2) eine 
Brotauflage entweder auf der Basis 19 oder 20 ist ehestens einzubringen, wenigstens 
übermorgen aber damit man zum Ausdruck bringt, dass man ohne Bedeckung nicht zahlt. Wir 
wollen keinen Termin setzen, aber es soll publiziert werden. 3) dem Gedanken der 
Selbsteinschätzung soll näher getreten werden, 4) ob man sich nicht überlegen will an 
Konsument lieber das Mehl statt des Brotes zu geben. 
Kommuniqué des Finanz- und Ernährungsministerium. 
Mayr: Schreiben des ungarischen Gesandten, in dem er eine große Reihe von Forderungen 
Ungarns an den gemeinsamen Besitz beider Staaten anmeldet. Es soll die Übergabe 
Westungarns erleichtern. Die Forderungen beziehen sich auf die Ansprüche Ungarns auf den 
quotenmäßigen Anteil. 
Ich habe gesagt vor einigen Tagen, er soll die Forderungen übergeben, damit wir die 
Ansprüche kennen lernen. Ich möchte das Ministerrat zur Kenntnis bringen, dass diese 
Fragen auftauchen. Die Beratung hat keine Eile. 
Glanz: Einstellung der kurzfristigen Werbungen. 
Mayr: Auch französischer Gesandter hat mich aufmerksam gemacht, in Paris stehe man auf 
dem Standpunkt möglichst Militär abzubauen. Zivilsektion sagt die Werbung mit 15. 
Dezember einzustellen, militärische Sektion sagt noch möglichst viele Bestätigungen 
vorzulegen. Ich habe mich für einen Mittelweg entschlossen und mit Z. gesprochen. Meine 
Meinung ist, wir können aus politischer Rücksicht die Werbung einstellen, wir können auch 
[..] Ich würde den Erlass hinausgeben an Heeresverwaltungsstelle, wo die nähere Sachlage 
mitgeteilt wird und jene spruchreifen Gesuche bis zum 27. Dezember vorgelegt. Diese werden 
noch Beamte. Ich würde Vorstände persönlich verantwortlich machen, dass wirklich nur 
bestätigungsreife Gesuche vorgelegt werden. 
Resch: Es wäre hinreichend einen Sektionschef zu nennen. 
Bericht wird genehmigend zur Kenntnis genommen. 
Grimm: Ich muss Pensionsgesetz einbringen. Es ist das letzte Mal von Resch und Paltauf 
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eingewendet worden, dass der Eindruck kein günstiger ist. Beide Ämter haben angegeben, 
dass eine andere Darstellung nicht zu machen ist. Paltauf und Resch haben erklärt, dass eine 
Änderung der Personalzulage ----- 
Genehmigt. 
Mayr: 2a) War nicht einverstanden, dass die Beamten einschließlich der VI. Rangklassen von 
den einzelnen Ressortchefs vorgeschlagen werden können. Man müsste die VI. Rangklasse 
dem Kabinettsrat vorbehalten. Ich würde vorschlagen, dass der Bericht wie er gerade vorliegt 
angenommen wird mit der Maßgabe, dass auch die Bundesbeamten der VI. Rangklasse vom 
Ministerrat zu behandeln sind und vom Präsidenten. 
Paltauf: Die VI. Rangklasse ist schon so deklassiert, dass nicht einzusehen ist, warum der 
Präsident damit befasst werden soll. Für das Justizressort würde ich beantragen, dass 
Gerichtshofpräsident und Staatsanwälte an Gerichtshofsitzen der VI. Rangklasse aufnehmen; 
oder Staatsanwälte. 
Resch: Die Beamten von der VI. aufwärts sollen vom Präsidenten ernannt werden. Der 
Minister kann dann die verschiedenen Forderungen auf den Kabinettsrat abschieben. 
Genehmigt nach Antrag. 
Mayr: Vollzugsanweisungen. 
Glanz: Installationsbetrag. 
Glanz: Überbeschaugebühr von Fleisch in St.Pölten. 
Resch: Gewerbeinspektion. Bei der letzten Beratung hat H. einen Gesetzesentwurf in Aussicht 
gestellt. Während dieser Zeit wurde in den Staatsämtern beraten. Das Ergebnis ist Entwurf. 
Justiz hat zu 22, 24 und 25 Änderung beantragt, die im Einvernehmen. Verkehrsministerium 
steht auf dem Standpunkt, dass dieser Entwurf abgesetzt werden soll. Ich kann dem nicht 
zustimmen. Schlage vor, wenn Differenzen bestehen, soll Kabinettskonferenz bestehend aus 
Verkehr und Sozialministerium zur Beseitigung der Differenzen einzusetzen. 
Mayr: Ich habe auch Abänderung einzuwenden. Bitte in der Kabinettskonferenz auch 
Bundeskanzleramt einzubeziehen. 
Kanzleramt, Sozial, Justiz  - Genehmigt. 

 
































































































